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Verfahrensrecht

BFH: Zeitliche Grenze fir die Ausiibung von Antrags- oder
Wahlrechten

Ein Antrags- oder Wahlrecht kann auch noch erstmalig im Einspruchsverfahren gegen einen
nicht bestandskraftigen Anderungsbescheid - der einen bestandskréftigen Erstbescheid
andert - zulassig ausgelbt werden (entgegen BFH-Beschluss vom 10.05.2010).
Voraussetzung ist, dass der Anderungsbescheid (iberhaupt erst die Grundlage fiir die
Ausubung des Wahlrechts gelegt hat. Zudem kann nur insoweit geandert werden, als die
betragsmaRige Anderung zwischen Erst- und Anderungsbescheid reicht.

Hinweis

Nach standiger hochstrichterlicher Rechtsprechung kénnen auch solche Antrags- oder
Wahlrechte, fir deren Ausiibung im Gesetzeswortlaut keine ausdrickliche zeitliche
Begrenzung vorgesehen ist, grundsatzlich nur bis zum Eintritt der Bestandskraft des
entsprechenden Steuerbescheids erstmals oder in gedanderter Weise ausgelbt werden. Mit
dem hier vorgestellten Urteil kommt der BFH nun zu dem Schluss, dass
einkommensteuerrechtliche Antrags- oder Wahlrechte auch dann erstmalig ausgetbt oder
geandert werden kénnen, wenn der Erstbescheid bereits bestandskraftig ist, das Finanzamt
aber einen steuererhéhenden Anderungsbescheid erlassen hat, bei dem die Bestandskraft
noch nicht eingetreten ist. Voraussetzung sei, dass mit dem Anderungsbescheid ein
steuererheblicher Sachverhalt erstmalig erfasst werde, aufgrund dessen Uberhaupt erst die
wirtschaftliche Notwendigkeit entstanden sei, sich mit der erstmaligen bzw. gednderten
Auslbung eines Antrags- oder Wahlrechts zu befassen (so auch BFH-Urteil vom 30.08.2001,
entgegen BFH-Beschluss vom 10.05.2010, IX B 220/09, mit Zustimmung des IX. Senats).

Einigkeit besteht darlber, dass grundsatzlich durch die erstmalige oder gednderte
Ausiibung eines Antrags- oder Wahlrechts die Anderung einer formell bestandskraftigen,
nicht unter dem Vorbehalt der Nachprifung stehenden Steuerfestsetzung nicht erreicht
werden kann. Der Steuerpflichtige soll die Finanzverwaltung nicht allein durch die
nachtragliche ("verspatete") erstmalige oder geanderte Ausibung von Antrags- oder
Wahlrechten zwingen kénnen, die Veranlagung verfahrensrechtlich wieder zu "6ffnen". Die
Anderung eines bestandskréftigen Bescheids wird nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO aber dann
zugelassen, wenn der Sachverhalt, auf dem das Wahlrecht beruht, dem Finanzamt
nachtraglich bekannt wird und den Steuerpflichtigen an dem nachtraglichen
Bekanntwerden kein grobes Verschulden trifft. In diesem Fall kann der Steuerpflichtige sein
Wabhlrecht erstmals austiben, obwohl der Sachverhalt als solcher bereits in der
urspringlichen Veranlagung erfasst war und diese bestandskraftig geworden ist (BFH-Urteil
vom 28.09.1984).

Die nachtragliche Antrags- oder Wahlrechtsausibung werde in zeitlicher Hinsicht durch die
formelle Bestandskraft des Anderungsbescheids und in betragsmaRiger Hinsicht durch den
Anderungsrahmen des § 351 Abs. 1 AO begrenzt.
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Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
fur wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stitzen,
handelt dieser ausschliel3lich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Gbernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.



	BFH: Zeitliche Grenze für die Ausübung von Antrags- oder Wahlrechten
	Hinweis


